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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zur Bebauungsplan- 

änderung „Vorstadt“, Gemarkung Sigmaringen, im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB 
 
 
1. Grund für die Aufstellung 

 
Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Vorstadt“ ist für die Bebauung zwischen 
dem alten Donaubett in der Vorstadt und der Laizer Straße im nördlichen 
Bereich ein relativ großes Baufenster für eine 2-geschossige Bebauung ohne 
Vorgabe einer Firstrichtung oder Gebäudestellung festgesetzt.  
Nach einer Zusammenlegung der nördlichen Grundstücksteile von Flst. 737/2 
und 737/8 wäre in diesem Bereich eine ausnutzbare Baulänge von 41 m in 
Ost-West-Richtung möglich. 
Vor dem Hintergrund der bestehenden kleinteiligen „Vorstadtbebauung“ mit 
den zum alten Donaubett hingewandten Giebeln sind aber relativ große 
Gebäude mit einer Traufstellung zum alten Donaubett städtebaulich nicht 
vertretbar. 
Mit einer Aufteilung des bestehenden Baufensters und Festsetzung der  
Firstrichtung und Firsthöhe soll eine städtebaulich verträgliche Bebauung im 
Änderungsbereich erreicht werden.  
 
 
 

2. Geltendes Recht 
 
Der Bebauungsplan „Vorstadt“ soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 
BauGB geändert werden, da sich die geplanten Änderungen auf das gesamte 
Plangebiet nur unwesentlich auswirkt und die Grundzüge der 
Bebauungsplanung nicht berührt werden. 
Im Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes ist das 
Änderungsgebiet als Mischfläche (M) ausgewiesen. 
 
 
 

3. Inhalt der Bebauungsplanänderung 
 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 

 
Das Änderungsgebiet ist entsprechend dem rechtskräftigen 
Bebauungsplan weiterhin als Mischgebiet (MI) nach § 6 BauNVO 
ausgewiesen. 
 

3.2 Die festgesetzten Grund- und Geschossflächenzahlen (GRZ und GFZ) 
sowie Firsthöhen sind nach §§ 16 – 20 Höchstwerte. 
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4. Verkehrserschließung  
 
Die verkehrliche Erschließung des Änderungsgebietes erfolgt von der Laizer 
Straße aus. Für die Flst. Nr. 737/8, 737/10 und 737/12 ist ein jeweiliges Geh- 
und Fahrrecht dinglich gesichert.  
 
 
 

5. Besondere Regelungen im Plangebiet 
 
Im Änderungsgebiet sind analog zum bestehenden Bebauungsplan „Vorstadt“ 
gem. § 1 Abs. 5 i.V. mit § 9 BauNVO Vergnügungsstätten ausgeschlossen. 
 
 
 

6. Grünflächen 
 
Die im Änderungsplan festgesetzten privaten Grünflächen (PGr) wurden 
festgesetzt, um den Verlauf des ehemaligen Donaubettes dauerhaft sichtbar 
zu machen. 
 
 
 

7. Umweltprüfung 
 
Weil die Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt 
wird, wird nach § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung und der 
Erstellung eines Umweltberichts abgesehen. 
 
 
 

8. Bodenschutz/Altlasten 
 
Das Flst. Nr. 737/2, Laizer Straße 4 und 4/1, wurde bei der Fortschreibung 
des Altlastenkatasters des Landkreises Sigmaringen als ehemaliger Standort 
einer Gerberei als altlastenverdächtige Fläche eingestuft. Beim Betrieb der 
Gerberei kamen Stoffe zum Einsatz, die eine Gefährdung für Mensch und 
Grundwasser darstellen können. 
Im Altlastenkatalog ist die Fläche unter der Nr. 2098-000 „AS Gerberei Laizer 
Straße 4, verzeichnet. 
Das Grundstück wurde nach 1910 teilweise neu bebaut, die Hoffläche ist zum 
größten Teil asphaltiert. 
Bei der derzeitigen Nutzung wird das Gefahrenpotential gering eingestuft. 
Baumaßnahmen auf dem Grundstück mit Eingriffen in den Untergrund (auch 
bei nicht genehmigungspflichtigen) müssen vor Beginn der Arbeiten 
unverzüglich der Untere Altlasten- und Bodenschutzbehörde angezeigt 
werden, die den weiteren Handlungsbedarf festlegt (s. planungsrechtliche 
Festsetzungen zur Bebauungsplanänderung Nr. 1.9). 
Werden auf dem Grundstück Altlasten festgestellt, müssen diese vom 
Grundstückseigentümer entsprechend saniert werden.  
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9. Ver- und Entsorgung 
 
Die Ver- und Entsorgung des Änderungsgebietes mit Wasser, Strom, Gas 
und Telekommunikation ist gesichert. 
Das Abwasser wird über die Sammelkläranlage in Sigmaringen der Donau 
zugeführt: 
 
 

10. Bodenordnende Maßnahmen 
 
sind nicht vorgesehen.  
 
 
 

II. Textliche Festsetzungen zur Bebauungsplanänderung 
„Vorstadt“, Gemarkung Sigmaringen  
 
 
1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
1.1 Art der baulichen Nutzung siehe Einzeichnung bzw. Einschrieb im Plan 

(§ 11 BauNVO). 
 

1.2 Überschreitungen der Baugrenzen können in begründeten Fällen gem.  
§ 31 Abs. 1 BauGB bis insgesamt 20 m² für die Einzelüberschreitung als 
Ausnahme zugelassen werden.  
 

1.3 Im Änderungsgebiet sind gem. § 1 Abs. 5 i.V. mit § 9 BauNVO 
Vergnügungsstätten ausgeschlossen. 
 

1.4 Bei Neuanpflanzungen von sonstigen Bäumen und Sträuchern sind nur 
einheimische und standortgerechte Pflanzen zu verwenden (§ 9 Abs. 1 
Nr. 25a BauGB). 
 

1.5 Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem 
Boden sind zu beachten (§ 4 BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 2 
BNatSchG). 
 

1.6 Der Mutterboden ist getrennt vom übrigen Aushub abzutragen und vor 
Vernichtung oder Vergeudung zu schützen (§§ 1 und 202 BauGB, §§ 1 
und 2 NatSchG, 4 BodSchG). 
 
Um die biologische Aktivität des Mutterbodens zu erhalten, ist dieser in 
maximal 2 m hohen Mieten bis zur Wiederandeckung/Verarbeitung 
zwischenzulagern. Zur Vermeidung schädlicher Umsetzungen infolge 
einer unzureichenden Sauerstoffversorgung sollen vorab die 
oberirdischen Pflanzenteile abgeräumt werden. Die Mieten sind durch 
geeignete Profilierung vor Vernässung zu schützen. 
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1.7 Von den nach § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzten Erdgeschossfußboden-
höhen (EFH) können in begründeten Fällen Ausnahmen nach § 31  
Abs. 1 BauGB bis maximal + 0,30 m zugelassen werden. 
 

1.8 Die Versickerung des Niederschlagwassers muss auf den einzelnen 
Baugrundstücken über eine Sickermulde erfolgen. 
 

1.9 Sämtliche Baumaßnahmen mit Eingriffen in den Untergrund (auch nicht 
genehmigungspflichtige), die auf dem als altlastenverdächtig 
eingestuften und im Deckblatt zur Bebauungsplanänderung 
entsprechend gekennzeichneten Flst. 737/2 vorgenommen werden, 
müssen dem Landratsamt Sigmaringen – Untere Altlasten- und 
Bodenschutzbehörde- vor Beginn der Bauarbeiten angezeigt werden.  
 
 
 

III. Satzungsentwurf über örtliche Bauvorschriften 
 
gemäß § 74 LBO zur Bebauungsplanänderung „Vorstadt“, Gemarkung 
Sigmaringen  
 
Aufgrund von § 74 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 5 sowie § 75 Abs. 3 Nr. 2 der Landesbau-
ordnung (LBO) für Baden-Württemberg i.V. mit § 4 der Gemeindeordnung 
(GemO) für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat am                          
nachfolgend aufgeführte örtliche Bauvorschriften für das Gebiet der Bebauungs-
planänderung „Vorstadt“ als Satzung beschlossen: 
 
 
1. Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich der 
Bebauungsplanänderung „Vorstadt“, Gemarkung Sigmaringen.  
 
 

2. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO 
 
2.1 Dachneigungen und Dachformen siehe Einschriebe im zeichnerischen 

Teil des Bebauungsplanes (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO). 
2.2 Als Dacheindeckung sind aus städtebaulichen Gründen nur rote und  

rotbraune Ziegel oder Betondachsteine zulässig (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO). 
2.3 Dachaufbauten sind nur an den Traufen bis zu 1/3 der jeweiligen 

Gebäudelänge zulässig. Dabei ist von den seitlichen Giebelwänden ein 
Mindestabstand von 2,00 m einzuhalten.  

2.4 Schleppgaupen sind nur ausnahmsweise zulässig.  
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2.5 Bodenversiegelungen sind auf das geringstmögliche Maß zu be-
schränken. Auf Untergrundverdichtungen innerhalb der Baugrundstücke 
ist so weit als möglich zu verzichten (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 

2.6 Die Einfriedigungen der Grundstücke sind als Hecken, bodenständige 
Sträucher oder in Holz auszuführen. Die Gesamthöhe der Einfriedi-
gungen und der evtl. Tore an öffentlichen Straßen und Wegen dürfen 
1,00 m Höhe nicht überschreiten (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 

2.7 Auffüllungen und Abgrabungen, die das natürliche Gelände erheblich 
verändern, sind nur im Einvernehmen mit der Baurechtsbehörde zulässig 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO).  

2.8 Niederspannungsfreileitungen sind gem. § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO im 
Änderungsgebiet nicht zugelassen.  
 

3. Ausnahmen 
 
In begründeten Fällen können Ausnahmen i.S. von § 56 Abs. 3 LBO gewährt 
werden- 
 

4. Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den örtlichen 
Bauvorschriften nach dieser Satzung vorsätzlich oder fahrlässig 
zuwiderhandelt.  
 

5. Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 
BauGB i.V. mit § 74 Abs. 7 LBO in Kraft.  
 
 

 
 
 


